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Tagesordnungspunkt:

Wirtschaftsplanentwürfe 2019 des LVR-Klinikverbundes

Beschlussvorschlag:

1. Die Krankenhausausschüsse und der Gesundheitsausschuss empfehlen der 
Landschaftsversammlung, die Wirtschaftsplanentwürfe des LVR-Klinikverbundes für das 
Jahr 2019 einschließlich der ihnen vorangestellten Betrauungsakte, des 
Kassenkreditrahmens und der Verpflichtungsermächtigungen in der Fassung der Vorlage 
14/2636 festzustellen. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die Wirtschaftsplanentwürfe 2019 bis zur Drucklegung 
noch an die aktuelle Entwicklung anzupassen und ggfs. erforderliche Änderungen ohne 
Einzelaufführungen in den Veränderungsnachweisen bei der Drucklegung der endgültigen 
Wirtschaftspläne vorzunehmen, soweit diese keine Auswirkungen auf die ausgewiesenen 
Ergebnisse haben.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

nein

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. ja



Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan ja

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan ja

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

In Vertretung

W e n z e l  -  J a n k o w s k i



Zusammenfassung: 
 
Die Wirtschaftsplanentwürfe 2019 des LVR-Klinikverbundes wurden am 02.05.2018 als 
Anlage zum Entwurf der Haushaltssatzung 2019 in die Landschaftsversammlung einge-
bracht (Vorlage Nr. 14/2597); sie wurden von dort den Fachausschüssen zur weiteren 
Beratung zugeleitet. Der LVR-Klinikverbund plant für die LVR-Kliniken für das Wirtschafts-
jahr 2019 einen Überschuss in Höhe von 43 T€ (Vorjahr Fehlbetrag von 19 T€) und für 
die LVR-Krankenhauszentralwäscherei einen Fehlbetrag in Höhe von 80 T€ (Vorjahr Über-
schuss in Höhe von 20 T€), der durch die Auflösung einer Rücklage in Höhe von 100 T€ 
ausgeglichen wird. 



 
Begründung der Vorlage Nr. 14/2636: 
 
Die Wirtschaftsplanentwürfe 2019 der LVR-Kliniken und der LVR-Krankenhauszentralwä-
scherei wurden am 02.05.2018 als Anlage zum Entwurf der Haushaltssatzung 2019 in die 
Landschaftsversammlung eingebracht (Vorlage 14/2597) und von dort den Fachaus-
schüssen zur weiteren Beratung zugeleitet. 
 
In Abschnitt – B – sind die Wirtschaftsplanentwürfe des LVR-Klinikverbundes ausführlich 
abgebildet. 
 
Die Krankenhausausschüsse in ihrer Funktion als Betriebsausschüsse gem. § 17 der Be-
triebssatzung für die LVR-Kliniken und gem. § 10 der Betriebssatzung für die LVR-
Krankenhauszentralwäscherei und der Gesundheitsausschuss beraten die Wirtschaftspla-
nentwürfe 2019 und geben der Landschaftsversammlung eine Empfehlung zur Beschluss-
fassung. 
 
Allgemeine Erläuterungen zu den Wirtschaftsplänen des LVR-Klinikverbundes 
Die Finanzierungs- und Rechtsgrundlagen, Eckdaten und Bestimmungen für die Ausfüh-
rung der Wirtschaftspläne der LVR-Kliniken und der LVR-Krankenhauszentralwäscherei 
sind auf den Seiten B 5 – B 7 ausführlich dargestellt. 
 
Betrauung der LVR-Kliniken zur Erbringung von Dienstleistungen von allgemei-
nem wirtschaftlichen Interesse 
Den Wirtschaftsplänen ist wie im Vorjahr sowohl eine allgemeine – für alle LVR-Kliniken – 
als auch eine für jede LVR-Klinik spezifische Betrauung vorangestellt. 
Dieser sogenannte „Betrauungsakt“ ist erforderlich, da gem. EU-Recht Beihilfeleistungen 
einer staatlichen Einrichtung an Unternehmen jedweder Art grundsätzlich untersagt sind. 
Die EU-Kommission versteht unter Beihilfen jede finanzielle oder geldwerte Zuwendung, 
sowie den Verzicht auf mögliche Einnahmen. Allerdings gibt es Ausnahmen. Auf die Ein-
richtungen des Dezernates 8 (LVR-Kliniken und LVR-HPH-Netze) trifft z. B. die Ausnahme 
zu, dass in diesen Einrichtungen Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Inte-
resse („DawI“) im Sinne von § 106 Abs. 2 des Vertrages über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union (AEUV) erbracht werden. Das Bundesministerium für Gesundheit hat Ge-
sundheitsdienstleistungen als „DawI“-Leistungen definiert. Allerdings besteht für solche 
Beihilfen eine Notifizierungs- und Genehmigungspflicht bei der EU-Kommission. Diese ist 
dann nicht erforderlich, wenn die Einrichtungen von der beihilfegewährenden Stelle mit 
der Erbringung der Dienstleistungen betraut werden. Die Betrauung – und damit die Bei-
hilfe – darf sich nur auf Bereiche erstrecken, in denen keine wirtschaftliche Bestätigung 
stattfindet. 
Die Betrauung erstreckt sich nur auf Bereiche, die unstreitig Dienstleistungen von allge-
meinem Interesse darstellen (Erkennen, Behandeln und Heilen von Krankheiten, Pflege-
leistungen und Leistungen der Eingliederungshilfe). Durch die interne Spartenrechnung 
wird sichergestellt, dass keine Beihilfen des LVR für den wirtschaftlichen Teil der LVR-
Kliniken verwandt werden (Speisenlieferung für Dritte, Telefonüberlassung, etc.). 



Weitere Beratungsfolge 
Mit dieser Vorlage wird die Beratung der Wirtschaftsplanentwürfe 2019 in die Beratungen 
der zuständigen Fachausschüsse (Krankenhausausschüsse und Gesundheitsausschuss) 
eingebracht. 
 
Der Veränderungsnachweis mit aktualisierten Ansätzen und den Ergebnissen der Bera-
tungen der Fachausschüsse wird im Rahmen einer weiteren Vorlage in der folgenden  
Sitzungsrunde den Fachausschüssen in der Beratungsfolge über den Finanz- und Wirt-
schaftsausschuss und den Landschaftsausschuss bis zur Beschlussfassung in der Land-
schaftsversammlung vorgelegt. 
 
Ergebnisneutrale Veränderungen bis zur Drucklegung 
Sollten rechtskräftig genehmigte Budgetvereinbarungen für das Jahr 2019 und ggf. wei-
tere Änderungen in den Pflegeheimbereichen und Langzeitbereichen sowie bei den Ver-
mögensplänen/Investitionsprogrammen noch rechtzeitig vor den anstehenden Beratun-
gen vorliegen, so ist beabsichtigt, die entsprechenden Ergebnisse im Rahmen einer Er-
gänzungsvorlage in die Wirtschaftspläne einzustellen. Sollte dies im zeitlichen Rahmen 
nicht mehr möglich sein, bittet die Verwaltung um Zustimmung, die Wirtschaftsplanent-
würfe bis zur Drucklegung ggf. anzupassen. 
 
In Vertretung 
 
W e n z e l – J a n k o w s k i 
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